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V E R H A N D L U N G S S C H R I F T 
 

über die S I T Z U N G    des 

 

G E M E I N D E R A T E S 
 
 
am 27. März 2025   im Gemeindeamt Lichtenegg 
 

Beginn: 19:30 Uhr    Die Einladung erfolgte am 21.03.2025 
Ende:    21:10 Uhr    durch Kurrende. 
 

ANWESEND WAREN: 
 

Bürgermeister: Josef SCHRAMMEL 
Vizebürgermeister: Mag. Monika SCHWARZ 

Schriftführer: Stefan Kerschbaumer 
 

die Mitglieder des Gemeinderates: 
 1. gfGR Franziska GANAUSER    2. gfGR Heinrich PIRIBAUER   
 3. gfGR Josef SCHWARZ   4. gfGR Stefan TRIMMEL 
 5. gfGR Peter SCHMIEDLECHNER 6. GR Christoph STEINER  
 7. GR Getraud SCHWARZ  8. GR Josef SALLMANNSHOFER 
 9. GR Franz SCHUH    10. .............................................. 
11. GR Peter SCHRAMMEL  12. GR Dominik KÖCK 
13. GR Andreas KORNFELL  14. GR Hermann HANDLER 
15. GR Bernadett LEITNER  16. GR Florian WALDHERR 
17. GR Markus KARL 
 
 

ANWESEND WAREN AUSSERDEM: 
1. Elisabeth Höller    2. ............................................... 
3. ..............................................  4. ............................................... 
 
ENTSCHULDIGT ABWESEND WAREN: 
1. GR Bernhard LEITNER   2. ............................................... 
3. .............................................  4. ............................................... 
 
NICHT ENTSCHULDIGT ABWESEND WAREN: 
1. ............................................. 2. ............................................... 
3. ............................................. 4. ............................................... 
 
 

Vorsitzende: Bürgermeister Josef SCHRAMMEL 
Die Sitzung war öffentlich. 

Die Sitzung war beschlussfähig. 

mailto:gemeinde@lichtenegg.gv.at
http://www.lichtenegg/


T A G E S O R D N U N G 
 

Punkt 1:  Entscheidung über Einwendungen gegen die Verhandlungsschrift der 
letzten Sitzung 

Punkt 2:  nicht öffentlich 
Punkt 3:  nicht öffentlich 
Punkt 4:  nicht öffentlich 
Punkt 5:  nicht öffentlich 
Punkt 6:  Weiterverrechnung Bauschutt 
Punkt 7:  Grundtausch Gemeinde-Leitner-Höller 
Punkt 8:  Gebrauchsabgabe - Änderung der Verordnung  
Punkt 9:  Friedhofsordnung - Änderung der Verordnung 
Punkt 10:  Änderung örtliches Raumordnungsprogramm 
Punkt 11:  Parkplatz Schule 
Punkt 12:  Rechnungsabschluss 2023 Freifrau Antonia von Bechade - 

Armenhausstiftungsfonds 
Punkt 13:  Rechnungsabschluss 2024 
Punkt 14:  Voranschlagsüberschreitungen 
Punkt 15:  Bericht der Prüfung des Rechnungsabschlusses 2024 des 

Prüfungsausschusses 
Punkt 16:  Diverses 
 

 
V E R L A U F   D E R   S I T Z U N G : 

 
Der Bürgermeister stellt fest, dass die Beschlussfähigkeit gegeben ist.  
 
Am Beginn der Sitzung stellt Bgm. Josef Schrammel den folgenden 
Dringlichkeitsantrag:  
 

• Entsendung eines Gemeindevertreters in die Mitgliederversammlung des 
AWV WN 

 
in die Tagesordnung aufzunehmen. Der Antrag wird vom Gemeinderat einstimmig 
angenommen und nach Abhandlung der ursprünglichen Tagesordnung als TOP 16 
in die Tagesordnung aufgenommen. Der TOP Allfälliges soll als TOP 17 behandelt 
werden. 
 
Weiters wird von GR Markus KARL der Antrag eingebracht, das der TOP 15 dem TOP 
13 vorgezogen wird. 
Diesem Antrag wird einstimmig zugestimmt. 
 
 
Zu Punkt 1: 
Das Sitzungsprotokoll des Gemeinderates vom 09.12.2024 wurde jedem im Sinne des 
§ 53 Abs. 3 und 4 NÖ GO 1973 zur Fertigung des Sitzungsprotokolls ermächtigten 
Mitglied des Gemeinderates ausgefolgt. Nachdem keine schriftlichen Einwendungen 
gegen das Protokoll vorgebracht wurden, gilt dieses als genehmigt und wird von den 
Mitgliedern des Gemeinderates, welche von den Parteien zur Unterfertigung namhaft 
gemacht wurden, unterfertigt. 
 
 
 
 



Zu Punkt 2: 
Sachverhalt: nicht öffentlich 
 
Zu Punkt 3: 
Sachverhalt: nicht öffentlich 
 
Zu Punkt 4: 
Sachverhalt: nicht öffentlich 
 
Zu Punkt 5: 
Sachverhalt: nicht öffentlich 
 
 
Zu Punkt 6: 
Sachverhalt: Weiterverrechnung Bauschutt 
Im Jahr 2024 wurde knapp 46t an Bauschutt in Krumbach entsorgt und wurde durch 
die Fa. Buchegger eine Jahresaufstellung übermittelt. Übermengen, welche über 
Haushaltsmengen hinausgehen, sollen gesondert verrechnet werden. Auf Vorschlag 
des Bürgermeisters soll eine Freimenge von 100 kg je Abgabenschuldner definiert 
werden, darüber hinausgehend angelieferte Mengen Bauschutt werden von der 
Gemeinde weiterverrechnet. Die Entsorgungskosten pro Tonne Bauschutt belaufen 
sich auf EUR 83,60 exkl. 10% USt. Bereits entrichtete Zahlungen sollen 
berücksichtigt werden. 
Antrag des Gemeindevorstandes an den Gemeinderat:  
Der Gemeinderat möge die Weiterverrechnung der Übermenge (mehr als 100kg) mit 
EUR 83,60 + 10% USt. pro Tonne Bauschutt beschließen. 
Beschluss: Antrag angenommen 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
 
Zu Punkt 7:  
Sachverhalt: Grundtausch Gemeinde-Leitner-Höller 
Für den geplanten Grundtausch hat die Familie Leitner folgende Wünsche geäußert: 

- Maschendrahtzaun 3-seitig + Tor für Sockel 
- Entfernung der Pflanzen durch einen Bagger, welcher von der Gemeinde zur 

Verfügung gestellt wird 
- Entsorgung des Gerümpels 
- Abriss der bestehenden Bauten im Garten 
- Herstellung Zufahrt zum Bauplatz (4m breit) 
- Holzreste vom Lagerhaus für die Errichtung eines Schuppens + Hühnerstall 
- Vermessung und Notarkosten übernimmt die Gemeinde 

GR Bernadett Leitner erklärt sich für befangen und verlässt den Raum. 
Antrag des Gemeindevorstandes an den Gemeinderat: Der Gemeinderat möge den 
aufgelisteten Wünschen bzw. der Herstellung zustimmen. 
Beschluss: Antrag angenommen 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
GR Leitner Bernadett nimmt an der Sitzung wieder teil. 
 
 
Zu Punkt 8: 
Sachverhalt: Gebrauchsabgabe – Änderung der Verordnung 



Gebrauchsabgabe: Mit 01. Jänner 2025 ist der neue NÖ Gebrauchsabgabentarif in 
Kraft getreten. Für die Anwendung des neuen Tarifs bzw. die bescheidmäßige 
Vorschreibung muss die bestehende Verordnung wie folgt geändert werden. 
 
 
 

V E R O R D N U N G 
 

§ 1 

Für den über den widmungsmäßigen Zweck hinausgehenden Gebrauch von öffentlichem Grund in der 

Gemeinde wird eine Gebrauchsabgabe nach den Bestimmungen des NÖ 

Gebrauchsabgabegesetzes 1973, LGBl. 3700, in der derzeit geltenden Fassung, in Verbindung mit 

dem NÖ Gebrauchsabgabetarif 2025, LGBl. Nr. 49/2024, wie folgt eingehoben: 

 

§ 2 

Die Gebrauchsabgabe ist von allen Gebrauchsarten des Tarifes des NÖ Gebrauchsabgabegesetzes 

1973 (NÖ Gebrauchsabgabetarif 2025) mit den dort angeführten Höchstsätzen zu entrichten. 

 

§ 3 

Diese Verordnung tritt mit dem Monatsersten, der dem Ablauf der Kundmachungsfrist zunächst folgt, 

in Kraft. 

Antrag des Gemeindevorstandes an den Gemeinderat: Der Gemeinderat möge die 
Verordnung über die Erhebung der Gebrauchsabgabe beschließen 
Beschluss: Antrag angenommen 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
Zu Punkt 9: 
Sachverhalt:  Friedhofsordnung – Änderung der Verordnung 
Die Friedhofsgebührenordnung sollen wie folgt geändert werden: 
Beerdigung 

• Erdgrabstelle mit Tieferlegung   EUR 580,- 

• Erdgrabstelle  EUR 580,- 

• Urnenbestattung EUR 200,- 
Verlängerungsgebühr  

• Erdgrabstelle Erhöhung jeweils um EUR 200,- 

• Urnengrab EUR 300,- 
Die Vergleiche mit den anderen Gemeinde soll als Anlage zum Protokoll hinzugefügt 
werden. 
 

V E R O R D N U N G 
 

§ 2 
Grabstellengebühren 

 
(1) Die Grabstellengebühr (für die Überlassung des Benützungsrechtes auf 10 Jahre) beträgt für: 
 
Familiengräber, und zwar 
 

1. zur Beerdigung bis zu 2 Leichen  420,00 Euro 
2. zur Beerdigung bis zu 4 Leichen  540,00 Euro 
3. zur Beerdigung bis zu 6 Leichen  620,00 Euro 



4. zur Beerdigung von mehr als 6 Leichen 690,00 Euro 
 
Urnengräber 

1. Urnengrab bis zu 4 Urnen  300,00 Euro 
2. Urnengrab bis zu 8 Urnen  300,00 Euro 
3.  

§ 4 
Beerdigungsgebühren 

 
(1) Die Beerdigungsgebühr (für das Öffnen und Schließen der Grabstelle und die Bereitstellung des 
Versenkungsapparates) beträgt bei: 
 
Familiengräber, und zwar 
 

a. Erdgrabstellen normal   580,00 Euro 
b. Erdgrabstellen mit Tieferlegung  580,00 Euro 
c. Urnenbestattung   200,00 Euro 

 
(2) Die Beerdigungsgebühr von Leichen von Kindern beträgt die Hälfte der im Absatz 1 festgesetzten 
Gebührensätze. 
 

§ 5 
Inkrafttreten 

 
Diese Verordnung tritt mit dem Monatsersten, der dem Ablauf der Kundmachungsfrist zunächst folgt, 
in Kraft. 
 

Antrag des Gemeindevorstandes an den Gemeinderat: Der Gemeinderat möge die 
Änderung der Friedhofsgebührenordnung beschließen (Beilage 2: 
Gebührenvergleich mit Nachbargemeinden) 
Beschluss: Antrag angenommen 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
Die Friedhofsordnung soll wie folgt adaptiert werden: 

- Das Urnengrab soll in die Friedhofsordnung aufgenommen werden 
- Weiters soll ÖNORM B3113 in die Friedhofsordnung aufgenommen werden 

und bei der Verlängerung explizit auf diese hingewiesen werden. 
 

V E R O R D N U N G 
 
 

§ 3 

Grabstellen 

(1) Der Friedhof verfügt über folgende Grabstellen oder es besteht die Möglichkeit deren Errichtung: 
a) Erdgrabstellen: 

1. für 2 Leichen und Urnen 
2. für 4 Leichen und Urnen 
3. für 6 Leichen und Urnen 
4. für mehr als 6 Leichen und Urnen 

b) Urnengräber: 
1. bis zu 4 Urnen 
2. bis zu 8 Urnen 

c) sonstige Grabstellen: 
1. Urnenstele für 2 Urnen 
2. Urnenstele für 4 Urnen 
3. Urnenstele für 6 Urnen 

 

 

§ 10 

Ausgestaltung und Erhaltung der Grabstellen 



 
(1) Grabstellen sind innerhalb von 6 Wochen nach Erwerb des Benützungsrechtes entsprechend der 

Friedhofsordnung und der Würde des Ortes nach den folgenden Richtlinien auszugestalten: 
(2) Die Errichtung eines Grabdenkmales (z.B. Kreuz, Tafel, Grabstein, Skulptur, Stele, 

Denkmalüberdachung) ist der Gemeinde im Vorhinein anzuzeigen. Der Anzeige ist eine 
Beschreibung des Denkmales mit Angabe der Grabinschrift sowie eine Skizze beizulegen. Das 
Denkmal darf nur von einem befugten Gewerbetreibenden errichtet werden. Dieser hat auf der 
Anzeige zu bestätigen, dass die Ausführung nach den geltenden ÖNORMEN bzw. ÖN-Regeln 
erfolgt. Diese Anzeige ersetzt nicht allenfalls notwendige Anzeigen und Anträge nach den 
baurechtlichen Vorschriften. Bei Urnengrabdenkmälern ist es nicht gestattet Pflasterungen oder 
Trittsteine im Rasen zu verlegen. Die für Urnengrabdenkmäler vorgesehene Fläche wird 
ausschließlich durch Gemeindebedienstete gemäht. Die maximale Höhe der 
Urnengrabdenkmäler (Urnenstelen) ist auf 1,30 m begrenzt. 

(2a) Der Benützungsberechtigte hat für den dauernden ordnungsgemäßen  
baulichen   Zustand der gesamten Grabanlage zu sorgen, den Bauzustand zu überwachen 
und in regelmäßigen Abständen überprüfen zu lassen. Die Überprüfung ist gem. ÖNORM B 
3113, insbesondere im Hinblick auf die Kippsicherheit, von einem Steinmetzbetrieb 
durchzuführen. 

(3) Die Errichtung von Grabdenkmälern wird innerhalb einer Frist von vier Wochen nach Einlangen 
der Anzeige mit Bescheid untersagt, wenn: 
1. das geplante Grabdenkmal oder dessen Inschrift nicht der Würde und Pietät der 

Friedhofsanlage entspricht,  
2. das Grabdenkmal andere Grabstellen beeinträchtigen würde oder  
3. das Grabdenkmal nicht der Friedhofsordnung entspricht. 

(4) Vor Ablauf der vierwöchigen Frist kann die Gemeinde auf Antrag mit Bescheid feststellen, dass 
das geplante Vorhaben dem Abs. 3 Z 1 bis 3 nicht widerspricht, und die Ausführung gestatten. 

(5) Wird die Benützung des Friedhofs oder das Benützungsrecht an anderen Grabstellen durch 
Pflanzen oder Bäume beeinträchtigt, sind nach vorheriger Aufforderung durch die Gemeinde, die 
Pflanzen oder Bäume innerhalb einer bestimmten Frist durch die benützungsberechtigte Person 
zu entfernen. Bei fruchtlosem Ablauf der Frist erfolgt die Beseitigung auf Kosten der 
benützungsberechtigten Personen durch die Gemeinde. Das hierbei anfallende Holz ist Eigentum 
der Gemeinde. 

(6) Das Aufstellen unpassender Gefäße (z.B. Blechdosen, Flaschen, Einsiedegläser etc.) zur 
Aufnahme von Schnittblumen und dergleichen ist nicht gestattet. Sie können von der Gemeinde 
oder den hierzu beauftragten Personen ohne vorherige Verständigung des 
Benützungsberechtigten entfernt werden. Die Gemeinde hat solche Gegenstände auf eine Dauer 
von sechs Monaten ab Entfernung aufzubewahren. Innerhalb dieser Frist sind sie auf Wunsch 
dem Benützungsberechtigten auszufolgen oder ihm auf seine Kosten zu senden. Nach Ablauf der 
sechs Monate kann die Gemeinde über die Gegenstände frei verfügen. 

(7) Die Bepflanzung der Grabstelle mit hochwachsenden und tiefwurzelnden Sträuchern und 
Stauden (z.B. Tujen) ist nicht gestattet. Stäucher und Stauden dürfen nur gepflanzt werden, wenn 
Sie niedrig wachsen und flach wurzeln. 

(8) Die Verwendung von Pestiziden und Insektiziden ist nicht gestattet. 
(9) Die Kiesflächen rund um die Grabstelle sind von Unkraut freizuhalten. 

 
 

§ 17 

Inkrafttreten 

 

Diese Verordnung tritt mit dem Monatsersten, der dem Ablauf der Kundmachungsfrist zunächst folgt, 

in Kraft.  

 
Antrag des Gemeindevorstandes an den Gemeinderat: Der Gemeinderat möge die 
Änderung der Friedhofsordnung beschließen 
Beschluss: Antrag angenommen 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
Zu Punkt 10: 
Sachverhalt: Änderung des örtlichen ROP 



Die Gemeinde Lichtenegg plant die Änderung des örtlichen 
Raumordnungsprogrammes. Die Änderung des örtlichen 
Raumordnungsprogrammes, dargestellt in der Planzahl PZ:7670-09/24, erstellt von 
DI Hackl Thomas, Platz der Menschenrechte 4, 2551 Enzesfeld lag vom 05.12.2024 
bis 16.01.2025 zur öffentlichen Einsicht auf. Verständigt wurden außerdem die 
unmittelbaren Anrainer, die Nachbargemeinden, Interessensvertretungen sowie 
Gemeindevertreterverbände. Es langte am 19. Dezember 2024 eine Stellungnahme 
der Landwirtschaftskammer NÖ hinsichtlich des Änderungspunktes 4 ein. Die 
Stellungnahme wird vom Bürgermeister vorgetragen. 
Weiters wird vom Bürgermeister angemerkt, dass bis dato aufgrund der 
Hochwasserereignisse im Vorjahr noch keine geologische Stellungnahme seitens 
des geologischen Dienstes der Landes NÖ möglich war. Sobald diese erstellt wurde, 
wird diese nachgereicht und diese gegebenenfalls in einem Abänderungsbeschluss 
berücksichtigt. 
 

Punkt 1 

Umwidmung von Grünland-Land- und Forstwirtschaft (Glf) in Grünland-Photovoltaik-Anlage mit 

Ökologiekonzept (Gpv-1) und Grünland-Grüngürtel-Sichtschutz nordwestlich des Ortsgebietes 

von Lichtenegg im Bereich des Grst. 697/1 

Antrag des Gemeindevorstandes an den Gemeinderat: Der Gemeinderat möge den 
Punkt 1 beschließen 
Beschluss: Antrag angenommen 
Abstimmungsergebnis: mehrheitlich, Fraktion FPÖ dagegen 
 

Punkt 2:  

Umwidmung von Grünland-Land- und Forstwirtschaft (Glf) und Grünland-Photovoltaikanlage 

(Breite=1,5m) in Grünland-Photovoltaik-Anlage mit Ökologiekonzept – Breite 1,5m (Gpv-1 

(B=1,5m)) nördlich des Ortsgebietes von Kaltenberg im Bereich der Grst. 537, 538, 536/1 und 

539. Weiters Änderung der Abgrenzung der bestehenden Gpv-Widmung. 

Antrag des Gemeindevorstandes an den Gemeinderat: Der Gemeinderat möge den 
Punkt 2 beschließen 
Beschluss: Antrag angenommen 
Abstimmungsergebnis: mehrheitlich, Enthaltung GR Gertraud Schwarz, Fraktion FPÖ 
dagegen 
 
 

Punkt 3 

Anpassung an einen Teilungsplan im Bereich des Grst. 217, KG Lichtenegg: Rückwidmung von 

Bauland-Kerngebiet (BK) und Bauland-Agrargebiet (BA) in Grünland-Land- und Forstwirtschaft 

(Glf), sowie Umwidmung von Grünland-Land- und Forstwirtschaft (Glf) in Bauland-Kerngebiet 

Antrag des Gemeindevorstandes an den Gemeinderat: Der Gemeinderat möge den 
Punkt 3 beschließen 
Beschluss: Antrag angenommen 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 

Punkt 4 

Ergänzung der Verordnung zum örtlichen Raumordnungsprogramm, §3 (3), Zi. 6. 

Ermittlung von Eignungszonen für Photovoltaikanlagen im Freiland -  



Einzugsbereiche von technischer Infrastruktur und potenziellen Stromabnehmern 

 

Streichung des Textes: 

Die Eignungskriterien zu Bodenwert, Landschaftsbild und Planungsgrundlagen bleiben hiervon 

unberührt und können auch eine Ausschlussfläche oder eingeschränkte Eignung trotz 

technischer Eignung bewirken. 

 

Ergänzung des Textes:  

In derartigen Bereichen können Anlagen mit Ökologiekonzept auch in Bereichen mit 

Bodenwerten >Ackerwertzahl 25 umgesetzt werden, sofern eine landwirtschaftliche Nutzung 

der Flächen weiterhin sichergestellt ist. 

Im Vergleich zur öffentlichen Auflage der Änderung des örtl. Raumordnungsprogrammes 

haben sich folgende Änderungen ergeben: 

 

Der §3 (3) Zi. 6 wird im letzten Absatz folgendermaßen ergänzt (lt. roter Schriftdarstellung): 

Die Eignungskriterien zu Landschaftsbild und Planungsgrundlagen bleiben hiervon unberührt 

und können auch eine Ausschlussfläche oder eingeschränkte Eignung trotz technischer 

Eignung bewirken. 

 
Antrag des Gemeindevorstandes an den Gemeinderat: Der Gemeinderat möge den 
Punkt 4 beschließen 
Beschluss: Antrag angenommen 
Abstimmungsergebnis: mehrheitlich, Gegenstimme Fraktion FPÖ 
 
Die Änderung des örtlichen Raumordnungsprogrammes liegt als Beilage 3 bei. 
 
Zu Punkt 11: 
Sachverhalt: Parkplatz Schule 
Der Bürgermeister informiert den Gemeinderat, dass der Parkplatz bei der Schule 
erworben werden soll. Der derzeitige Pachtvertrag läuft mit Ende Juni 2025 aus, 
wobei im Pachtvertrag festgehalten ist, dass der Parkplatz nach Ablauf des 
Pachtverhältnisses wieder zurückzubauen ist. Es hat ein Gespräch mit den 
Grundeigentümern gegeben, wobei der Gemeinde der Kauf des Grundstücksteiles 
Grst. Nr 188/1, KG 23208 Lichtenegg, auf dem sich der Parkplatz befindet, 
angeboten wurde. Der Kaufpreis beträgt EUR 85.000,-, wobei dieser Betrag auf 3 
Jahre bezahlt werden soll. Vermessungskosten und Notarkosten sind vom Käufer zu 
tragen. Für die Nutzung des Parkplatzes durch die Schule soll seitens 
Schulgemeinde ein Beitrag geleistet werden. 
Antrag des Gemeindevorstandes an den Gemeinderat:  Der Gemeinderat möge den 
Kauf des Parkplatzes um EUR 85.000,- beschließen. 
Beschluss: Antrag angenommen 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
 
 
Zu Punkt 12: 
Sachverhalt: Rechnungsabschluss 2024 Freifrau Antonia von Bechade - 
Armenhausstiftungsfonds 



Der Rechnungsabschluss des Freifrau Antonia von Bechade 
Armenhausstiftungsfonds wird dem Gemeinderat zur Kenntnis gebracht. Vom 
Fondsvermögen wird die jährliche Weihnachtszuwendung ausbezahlt. 
Antrag des Gemeindevorstandes an den Gemeinderat: Der Gemeinderat möge den 
Rechnungsabschluss 2024 Freifrau Antonia von Bechade - Armenhausstiftungsfonds 
zur Kenntnis nehmen und beschließen (Beilage 4: Rechnungsabschluss 2024 – 
Antonia von Bechade Armenhausstiftungsfonds) 
Beschluss: Antrag angenommen 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
Zu Punkt 15: 
Sachverhalt: Bericht der Prüfung des Rechnungsabschlusses 2024 des 
Prüfungsausschusses 
Der Bericht wird vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses, GR Markus KARL 
vorgetragen. 
Die Prüfung fand am 12.03.2025 statt. Es wurden die Kassenstände, Kassenbelege 
und Rücklagen geprüft und für in Ordnung befunden.  
Dem Gemeinderat werden weiters Mängel bzw. Verbesserungsvorschläge mitgeteilt, 
welche u.a. in den Gebührenhaushalten, in der Erhaltung des Gemeindevermögens 
sowie in der Begründung der Voranschlagsabweichungen festgestellt wurde. 
Antrag des Gemeindevorstandes an den Gemeinderat: Der Gemeinderat möge den 
Bericht des Prüfungsausschusses zur Kenntnis nehmen (Beilage 5: Bericht des 
Prüfungsausschusses) 
Beschluss: Antrag angenommen 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
Zu Punkt 13: 
Sachverhalt: Rechnungsabschluss 2024 
Frau Vize-Bgm. Mag. Monika Schwarz bringt dem Gemeinderat den 
Rechnungsabschluss 2024 zur Kenntnis. Der Rechnungsabschluss lag vom 
27.02.2025-13.03.2025 zur Einsicht am Gemeindeamt auf. Es langten in der Zeit der 
öffentlichen Auflage keine Stellungnahmen ein. 
GfGR Peter Schmiedlechner ersucht, die Bedarfszuweisung BZ II zukünftig im 
Voranschlag richtig zu veranschlagen. Hier erklärt Bgm. Schrammel, dass die Höhe 
der BZ II im Zuge der Voranschlagsberatung seitens des Landes mitgeteilt wurde. 
Antrag des Gemeindevorstandes an den Gemeinderat: Der Gemeinderat möge den 
Rechnungsabschluss 2024 zur Kenntnis nehmen und beschließen (Beilage 6: 
Rechnungsabschluss 2024) 
Beschluss: Antrag angenommen 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
 
Zu Punkt 14: 
Sachverhalt: Voranschlagsüberschreitungen 
Die Abweichungen des Rechnungsabschlusses zum Voranschlag 2024 werden von 
Vize-Bgm. Mag. Monika Schwarz dem Gemeinderat zur Kenntnis gebracht.  
Antrag des Gemeindevorstandes an den Gemeinderat: Der Gemeinderat möge die 
Voranschlagsüberschreitungen zur Kenntnis nehmen und beschließen (Beilage 7: 
Voranschlagsüberschreitungen 2024) 
Beschluss: Antrag angenommen 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 



 
 
Zu Punkt 16: 
Sachverhalt: Entsendung eines Gemeindemitgliedes in die Mitgliederversammlung 
der AWV WN 
Gemäß der Satzung des Abfallwirtschaftsverbandes Wiener Neustadt ist von jedem 
Mitglied eine Vertreterin/ein Vertreter in die Mitgliederversammlung des 
Abfallwirtschaftsverbandes Wiener Neustadt zu entsenden. Das Mitglied muss dem 
Gemeinderat angehören und ist von diesem zu nominieren. Bisheriges Mitglied war 
Bgm. Josef Schrammel. 
Antrag des Bürgermeisters an den Gemeinderat: Der Gemeinderat möge als Mitglied 
des AWV WN wiederum Bgm. Josef Schrammel entsenden 
Beschluss: Antrag angenommen 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
Zu Punkt 17: 
Sachverhalt: Diverses 
 
GR Schmiedlechner ersucht um einen Bericht des Schulausschussobmannes bei der 
nächsten GR-Sitzung. Zukünftig soll regelmäßig ein kurzer Bericht über die 
Schulerhaltung erfolgen. 
 
 
 
 
Dieses Sitzungsprotokoll wurde durch den Vorsitzenden und den Schriftführer 
 
 
am ………………….. unterfertigt:      ................................ ................................ 

     Vorsitzender  Schriftführer 
     (Bgm. Josef Schrammel) (Stefan Kerschbaumer) 

 
 
 

     ................................ ................................ 
     Gemeinderat   Gemeinderat 
     (ÖVP)    (FPÖ) 

 
 
Die Einsichtnahme in das genehmigte Sitzungsprotokoll öffentlicher 
Gemeinderatssitzungen sowie die Herstellung von Abschriften ist während der 
Parteienverkehrszeiten im Gemeindeamt jedermann erlaubt. 
 

 


